Protokoll einer Artenschutzprifung (ASP) — Gesamtprotokoll —

A.) Antragsteller (Angaben zum Plan/Vorhaben)

Allgemeine Angaben

. 9. Flachennutzungsplan-Anderung z. Starkung des Nahversorgungsstandortes a. d. Hammer Str.
Plan/Vorhaben (Bezeichnung): gsp 9 9 gung

Plan-/Vorhabentrager (Name): Stadt Ahlen Antragstellung (Datum):Ahlen’ Marz 2016

Mit der beschriebenen 9. Anderung des Flachennutzungsplanes sowie mit der damit im Zusammenhang stehenden
1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 108 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen
fur eine zukunftsféahige Entwicklung des Nahversorgungsstandortes an der Hammer Stral3e geschaffen werden.
Durch die lediglich im Geb&audebestand durch Umnutzungen stattfindende Erweiterung der Verkaufsflachen um
lediglich 300 m2 sind artenschutzrechtliche Verbotstatbestéande nach § 44 BNatSchG nicht zu erwarten.

Stufe I:  Vorprifung (Artenspektrum/Wirkfaktoren)

Ist es mdglich, dass bei FFH-Anhang IV-Arten oder européischen Vogelarten die
Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG bei Umsetzung des Plans bzw. Realisierung Cia (W] nein
des Vorhabens ausgelost werden?

Stufe Il: Vertiefende Prifung der Verbotstatbestande
(unter Voraussetzung der unter B.) (Anlagen , Art-fur-Art-Protokoll“) beschriebenen Mal3nahmen und Griinde)

Nur wenn Frage in Stufe | ,ja“:

Wird der Plan bzw. das Vorhaben gegen Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG

verstof3en (ggf. trotz Vermeidungsmalnahmen inkl. vorgezogener Ausgleichs- ja [ nein
mafinahmen oder eines Risikomanagements)?

Arten, die nicht im Sinne einer vertiefenden Art-flr-Art-Betrachtung einzeln geprift wurden:

Begriindung: Bei den folgenden Arten liegt kein Verstol3 gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG vor (d.h. keine erhebliche Stérung
der lokalen Population, keine Beeintrachtigung der 6kologischen Funktion ihrer Lebensstatten sowie keine unvermeidbaren Verletzungen
oder Tétungen und kein signifikant erhdhtes Tétungsrisiko). Es handelt sich um Irrgéste bzw. um Allerweltsarten mit einem landesweit
gunstigen Erhaltungszustand und einer grol3en Anpassungsféahigkeit. AuBerdem liegen keine ernst zu nehmende Hinweise auf einen
nennenswerten Bestand der Arten im Bereich des Plans/Vorhabens vor, die eine vertiefende Art-fir-Art-Betrachtung rechtfertigen wirden.

Ggf. Auflistung der nicht einzeln gepruften Arten.

Stufe lll: Ausnahmeverfahren

Nur wenn Frage in Stufe Il ,ja“:

1. Ist das Vorhaben aus zwingenden Griinden des Uberwiegenden 6ffentlichen [ [ nei
Interesses gerechtfertigt? 1a nein

2. Kodnnen zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden? Lja [ ] nein

3. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei européischen Vogel- [ [] nei
arten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten giinstig bleiben? 1a nein

'Kurze Darstellung der zwingenden Griinde des tberwiegenden offentlichen Interesses
und ggf. der auBergewohnlichen Umstéande, die fur das Vorhaben sprechen, und
Begriindung warum diese dem Artenschutzinteresse im Rang vorgehen; ggf. Verweis
auf andere Unterlagen.

Kurze Darstellung der gepruften Alternativen, und Bewertung bzgl. Artenschutz und

Zumutbarkeit; ggf. Verweis auf andere Unterlagen.




Antrag auf Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG

Nur wenn alle Fragen in Stufe lll ,ja“:

] Die Realisierung des Plans/des Vorhabens ist aus zwingenden Griinden des iiberwiegenden
offentlichen Interesses gerechtfertigt und es gibt keine zumutbare Alternative. Der Erhaltungszustand
der Populationen wird sich bei europaischen Vogelarten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-
Arten glnstig bleiben. Deshalb wird eine Ausnahme von den artenschutzrechtlichen Verboten gem.

§ 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt. Zur Begriindung siehe ggf. unter B.) (Anlagen ,Art-fur-Art-Protokoll”).

Nur wenn Frage 3. in Stufe Il ,nein“:
(weil bei einer FFH-Anhang IV-Art bereits ein ungunstiger Erhaltungszustand vorliegt)

[] Fir die Erteilung einer Ausnahme sprechen ,auRergewdhnliche Umstande®. AuRerdem wird sich
durch die Ausnahme der ungiinstige Erhaltungszustand der Populationen nicht weiter verschlechtern
bzw. wird die Wiederherstellung des giinstigen Erhaltungszustandes nicht behindert.

Zur Begriindung siehe ggf. unter B.) (Anlagen , Art-fir-Art-Protokoll®).

Antrag auf Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG

Nur wenn eine der Fragen in Stufe Ill ,nein“:
[] Im Zusammenhang mit privaten Griinden liegt eine unzumutbare Belastung vor. Deshalb wird eine
Befreiung von den artenschutzrechtlichen Verboten gem. § 67 Abs. 2 BNatSchG beantragt.

Kurze Begrindung der unzumutbaren Belastung.




	PlanVorhaben Bezeichnung: 9. Flächennutzungsplan-Änderung z. Stärkung des Nahversorgungsstandortes a. d. Hammer Str.
	Antragstellung Datum: Ahlen, März 2016
	ja: Off
	nein: On
	ja_2: Off
	nein_2: Off
	ja_3: Off
	ja_4: Off
	ja_5: Off
	nein_3: Off
	nein_4: Off
	nein_5: Off
	Nur wenn alle Fragen in Stufe III ja: Off
	weil bei einer FFHAnhang IVArt bereits ein ungünstiger Erhaltungszustand vorliegt: Off
	Nur wenn eine der Fragen in Stufe III nein: Off
	PlanVorhabenträger Name: Stadt Ahlen
	Beschreibung: Mit der beschriebenen 9. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie mit der damit im Zusammenhang stehenden 1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 108  sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine zukunftsfähige Entwicklung des Nahversorgungsstandortes an der Hammer Straße geschaffen werden. Durch die lediglich im Gebäudebestand durch Umnutzungen stattfindende Erweiterung der Verkaufsflächen um lediglich 300 m² sind artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG nicht zu erwarten.
	Arten:  Ggf. Auflistung der nicht einzeln geprüften Arten.
	Ausnahmegrund: Kurze Darstellung der zwingenden Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses und ggf. der außergewöhnlichen Umstände, die für das Vorhaben sprechen, und  Begründung warum diese dem Artenschutzinteresse im Rang vorgehen; ggf. Verweis auf andere Unterlagen. 
Kurze Darstellung der geprüften Alternativen, und Bewertung bzgl. Artenschutz und  Zumutbarkeit; ggf. Verweis auf andere Unterlagen.

	unzumutbar:  Kurze Begründung der unzumutbaren Belastung.


